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See the notice on TED website

566251-2026 - Mise en concurrence
Allemagne – Services d'urbanisme – Planungsleistungen zur Erstellung eines 
Flächennutzungsplanes (FNP) für die Einheitsgemeinde der Hansestadt Havelberg
OJ S 157/2026 17/08/2026
Avis de marché ou de concession – régime ordinaire
Services

1. Acheteur

1.1.  Acheteur
Nom officiel: Hansestadt Havelberg
Adresse électronique: vergabeverfahren@abante.de
Forme juridique de l’acheteur: Organisme de droit public, contrôlé par une autorité locale
Activité du pouvoir adjudicateur: Services d’administration générale

2. Procédure

2.1.  Procédure
Titre: Planungsleistungen zur Erstellung eines Flächennutzungsplanes (FNP) für die 
Einheitsgemeinde der Hansestadt Havelberg
Description: Die Neuaufstellung des Flächennutzungsplans (FNP) ist eine Pflichtaufgabe der 
Kommunen gemäß § 1 Abs. 3 BauGB. Mit Datum vom 28.11.2024 fasste der Stadtrat der 
Hansestadt Havelberg den Beschluss zur Aufstellung eines gesamträumlichen 
Flächennutzungsplans für das Gebiet der Einheitsgemeinde der Hansestadt Havelberg. Das 
Plangebiet des Flächennutzungsplans umfasst eine Größe von insgesamt 14.916 Hektar. 
Innerhalb dieses Plangebietes ist unter anderem die Darstellung von Sondergebieten für die 
Windenergienutzung (ca. 759 ha) und Freiflächenphotovoltaikanlagen (ca. 89 ha) als 
potenzielle Eignungsflächen geplant. Zur Vergabe der erforderlichen Planungsleistungen zur 
Erstellung des Flächennutzungsplans der Einheitsgemeinde der Hansestadt Havelberg mit 
einem Plangebiet von insgesamt 14.916 Hektar wird dieses europaweite VgV-Verfahren 
durchgeführt. Die Hansestadt Havelberg in der heutigen Ausdehnung entstand durch die 
Eingemeindung der ehemals selbständigen Gemeinden Jederitz, Nitzow, Vehlgast-
Kümmernitz am 01.01.2002 und Garz, Kuhlhausen und Warnau am 01.01.2005. In der 
Einheitsgemeinde leben 6.424 Einwohner (Stand 30.11.2025), womit das Plangebiet mit 43,4 
Einwohnern je km² sehr dünn besiedelt ist. Derzeit sind im Gebiet 2 Flächennutzungspläne 
wirksam: - Flächennutzungsplan der Stadt Havelberg (1993) - Flächennutzungsplan der 
Ortschaft Nitzow (1991) Die wirksamen Flächennutzungspläne sind über 30 Jahre alt und 
berücksichtigen bisher kein einheitliches, die gesamte Einheitsgemeinde umfassendes 
Planungskonzept. Zudem sind die darin enthaltenen Planungsziele aufgrund des 
demografischen Wandels teilweise nicht mehr umsetzbar. Die Aufstellung eines 
Flächennutzungsplans für die gesamte Einheitsgemeinde ist somit städtebaulich unbedingt 
erforderlich. Neben der Anpassung an die geänderten städtischen Gebietsstrukturen, den 
demografischen Wandel und den Klimaschutz ist auch die Sicherung einer bedarfsgerechten 
Bereitstellung von Entwicklungsflächen für Wohnen, Gewerbe und Industrie sowie die 
Berücksichtigung der Aspekte der Förderung erneuerbarer Energien ein zentrales Anliegen. 
Das im Jahr 2021 fortgeschriebene Integrierte Städtebauliche Entwicklungskonzept (ISEK) 
2035 der Hansestadt Havelberg beinhaltet hierzu unter anderem strategische Leitlinien und 
Empfehlungen.

https://ted.europa.eu/fr/notice/-/detail/566251-2026
mailto:vergabeverfahren@abante.de
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Identifiant de la procédure: 2b959a51-e01f-4a65-8b7e-3910e825ce52
Identifiant interne: 534/26
Type de procédure: Négociée avec publication préalable d’un appel à la concurrence / 
concurrentielle avec négociation
La procédure est accélérée: non

2.1.1.  Objet
Nature principale du marché: Services
Nomenclature principale (cpv): 71410000 Services d'urbanisme

2.1.2.  Lieu d’exécution
Adresse postale: Markt 1  
Ville: Havelberg
Code postal: 39539
Subdivision pays (NUTS): Stendal (DEE0D)
Pays: Allemagne

2.1.4.  Informations générales
Informations complémentaires: #Bekanntmachungs-ID: CXP4Y0MMQJ6#
Base juridique: 
Directive 2014/24/UE
vgv -

2.1.6.  Motifs d’exclusion
Sources des motifs d'exclusion: Avis, Document de marché
Manquement à des obligations liées à des motifs d’exclusion purement nationaux: vgl. § 123 
Abs. 2 GWB: "§ 21 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes, § 98c des Aufenthaltsgesetzes, § 19 
des Mindestlohngesetzes, § 21 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes und § 22 des 
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes vom 16. Juli 2021 (BGBl. I S. 2959) bleiben unberührt."
Participation à une organisation criminelle: vgl. § 123 Abs. 1 Nr. 1 GWB: "Öffentliche 
Auftraggeber schließen ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der 
Teilnahme aus, wenn sie Kenntnis davon haben, dass eine Person, deren Verhalten nach 
Absatz 3 dem Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskräftig verurteilt oder gegen das 
Unternehmen eine Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer Straftat nach: (...) 1. § 129 des 
Strafgesetzbuchs (Bildung krimineller Vereinigungen), § 129a des Strafgesetzbuchs (Bildung 
terroristischer Vereinigungen) oder § 129b des Strafgesetzbuchs (Kriminelle und terroristische 
Vereinigungen im Ausland)"
Infractions terroristes ou infractions liées aux activités terroristes: vgl. § 123 Abs. 1 Nr. 1 GWB: 
"Öffentliche Auftraggeber schließen ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des 
Vergabeverfahrens von der Teilnahme aus, wenn sie Kenntnis davon haben, dass eine 
Person, deren Verhalten nach Absatz 3 dem Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskräftig 
verurteilt oder gegen das Unternehmen eine Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer Straftat nach: 1. § 129 
des Strafgesetzbuchs (Bildung krimineller Vereinigungen), § 129a des Strafgesetzbuchs 
(Bildung terroristischer Vereinigungen) oder § 129b des Strafgesetzbuchs (Kriminelle und 
terroristische Vereinigungen im Ausland)"
Blanchiment de capitaux ou financement du terrorisme: vgl. § 123 Abs. 1 Nr. 2, 3 GWB: 
"Öffentliche Auftraggeber schließen ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des 
Vergabeverfahrens von der Teilnahme aus, wenn sie Kenntnis davon haben, dass eine 
Person, deren Verhalten nach Absatz 3 dem Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskräftig 
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verurteilt oder gegen das Unternehmen eine Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer Straftat nach: (...) 2. § 
89c des Strafgesetzbuchs (Terrorismusfinanzierung) oder wegen der Teilnahme an einer 
solchen Tat oder wegen der Bereitstellung oder Sammlung finanzieller Mittel in Kenntnis 
dessen, dass diese finanziellen Mittel ganz oder teilweise dazu verwendet werden oder 
verwendet werden sollen, eine Tat nach § 89a Absatz 2 Nummer 2 des Strafgesetzbuchs zu 
begehen, 3. § 261 des Strafgesetzbuchs (Geldwäsche)"
Fraude: vgl. § 123 Abs. 1 Nr. 4, 5 GWB: "Öffentliche Auftraggeber schließen ein Unternehmen 
zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme aus, wenn sie Kenntnis davon 
haben, dass eine Person, deren Verhalten nach Absatz 3 dem Unternehmen zuzurechnen ist, 
rechtskräftig verurteilt oder gegen das Unternehmen eine Geldbuße nach § 30 des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer Straftat nach: (...) 
4. § 263 des Strafgesetzbuchs (Betrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der 
Europäischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von der Europäischen Union oder in 
ihrem Auftrag verwaltet werden, 5. § 264 des Strafgesetzbuchs (Subventionsbetrug), soweit 
sich die Straftat gegen den Haushalt der Europäischen Union oder gegen Haushalte richtet, 
die von der Europäischen Union oder in ihrem Auftrag verwaltet werden"
Corruption: vgl. § 123 Abs. 1 Nr. 6, 7, 8, 9 GWB: "Öffentliche Auftraggeber schließen ein 
Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme aus, wenn sie 
Kenntnis davon haben, dass eine Person, deren Verhalten nach Absatz 3 dem Unternehmen 
zuzurechnen ist, rechtskräftig verurteilt oder gegen das Unternehmen eine Geldbuße nach § 
30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer 
Straftat nach: (...) 6. § 299 des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung im 
geschäftlichen Verkehr), §§ 299a und 299b des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und 
Bestechung im Gesundheitswesen), 7. § 108e des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und 
Bestechung von Mandatsträgern) oder § 108f des Strafgesetzbuchs (unzulässige 
Interessenwahrnehmung), 8. den §§ 333 und 334 des Strafgesetzbuchs (Vorteilsgewährung 
und Bestechung), jeweils auch in Verbindung mit § 335a des Strafgesetzbuchs (Ausländische 
und internationale Bedienstete), 9. Artikel 2 § 2 des Gesetzes zur Bekämpfung internationaler 
Bestechung (Bestechung ausländischer Abgeordneter im Zusammenhang mit internationalem 
Geschäftsverkehr)"
Travail des enfants et autres formes de traite des êtres humains: vgl. § 123 Abs. 1 Nr. 10 
GWB: "Öffentliche Auftraggeber schließen ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des 
Vergabeverfahrens von der Teilnahme aus, wenn sie Kenntnis davon haben, dass eine 
Person, deren Verhalten nach Absatz 3 dem Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskräftig 
verurteilt oder gegen das Unternehmen eine Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer Straftat nach: (...) 10. 
den §§ 232, 232a Absatz 1 bis 5, den §§ 232b bis 233a des Strafgesetzbuches 
(Menschenhandel, Zwangsprostitution, Zwangsarbeit, Ausbeutung der Arbeitskraft, 
Ausbeutung unter Ausnutzung einer Freiheitsberaubung)
Manquement à l’obligation relative au paiement d’impôts et taxes: vgl. § 123 Abs. 4 S. 1 GWB: 
"Öffentliche Auftraggeber schließen ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des 
Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren aus, wenn 1. das 
Unternehmen seinen Verpflichtungen zur Zahlung von Steuern, Abgaben oder Beiträgen zur 
Sozialversicherung nicht nachgekommen ist und dies durch eine rechtskräftige Gerichts- oder 
bestandskräftige Verwaltungsentscheidung festgestellt wurde oder 2. die öffentlichen 
Auftraggeber auf sonstige geeignete Weise die Verletzung einer Verpflichtung nach Nummer 1 
nachweisen können."
Manquement à l’obligation relative au paiement de cotisations de sécurité sociale: vgl. § 123 
Abs. 4 S. 1 GWB: "Öffentliche Auftraggeber schließen ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt 
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des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren aus, wenn 1. das 
Unternehmen seinen Verpflichtungen zur Zahlung von Steuern, Abgaben oder Beiträgen zur 
Sozialversicherung nicht nachgekommen ist und dies durch eine rechtskräftige Gerichts- oder 
bestandskräftige Verwaltungsentscheidung festgestellt wurde oder 2. die öffentlichen 
Auftraggeber auf sonstige geeignete Weise die Verletzung einer Verpflichtung nach Nummer 1 
nachweisen können."
Manquement aux obligations dans le domaine du droit environnemental: vgl. § 124 Abs. 1 Nr. 
1 GWB: "Öffentliche Auftraggeber können unter Berücksichtigung des Grundsatzes der 
Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der 
Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausschließen, wenn 1. das Unternehmen bei der 
Ausführung öffentlicher Aufträge nachweislich gegen geltende umwelt-, sozial- oder 
arbeitsrechtliche Verpflichtungen verstoßen hat"
Manquement aux obligations dans le domaine du droit social: vgl. § 124 Abs. 1 Nr. 1 GWB: 
"Öffentliche Auftraggeber können unter Berücksichtigung des Grundsatzes der 
Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der 
Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausschließen, wenn 1. das Unternehmen bei der 
Ausführung öffentlicher Aufträge nachweislich gegen geltende umwelt-, sozial- oder 
arbeitsrechtliche Verpflichtungen verstoßen hat"
Manquement aux obligations dans le domaine du droit du travail: vgl. § 124 Abs. 1 Nr. 1 GWB: 
"Öffentliche Auftraggeber können unter Berücksichtigung des Grundsatzes der 
Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der 
Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausschließen, wenn 1. das Unternehmen bei der 
Ausführung öffentlicher Aufträge nachweislich gegen geltende umwelt-, sozial- oder 
arbeitsrechtliche Verpflichtungen verstoßen hat"
Insolvabilité: vgl. § 124 Abs. 1 Nr. 2 GWB: "Öffentliche Auftraggeber können unter 
Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem 
Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren 
ausschließen, wenn (...) 2. das Unternehmen zahlungsunfähig ist, über das Vermögen des 
Unternehmens ein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares Verfahren beantragt oder 
eröffnet worden ist, die Eröffnung eines solchen Verfahrens mangels Masse abgelehnt worden 
ist, sich das Unternehmen im Verfahren der Liquidation befindet oder seine Tätigkeit 
eingestellt hat"
Biens administrés par un liquidateur: vgl. § 124 Abs. 1 Nr. 2 GWB: "Öffentliche Auftraggeber 
können unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu 
jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren 
ausschließen, wenn (...) 2. das Unternehmen zahlungsunfähig ist, über das Vermögen des 
Unternehmens ein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares Verfahren beantragt oder 
eröffnet worden ist, die Eröffnung eines solchen Verfahrens mangels Masse abgelehnt worden 
ist, sich das Unternehmen im Verfahren der Liquidation befindet oder seine Tätigkeit 
eingestellt hat"
État de cessation d’activités: vgl. § 124 Abs. 1 Nr. 2 GWB: "Öffentliche Auftraggeber können 
unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem 
Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren 
ausschließen, wenn (...) 2. das Unternehmen zahlungsunfähig ist, über das Vermögen des 
Unternehmens ein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares Verfahren beantragt oder 
eröffnet worden ist, die Eröffnung eines solchen Verfahrens mangels Masse abgelehnt worden 
ist, sich das Unternehmen im Verfahren der Liquidation befindet oder seine Tätigkeit 
eingestellt hat"
Situation analogue à la faillite prévue dans la législation nationale: vgl. § 124 Abs. 1 Nr. 2 
GWB: "Öffentliche Auftraggeber können unter Berücksichtigung des Grundsatzes der 
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Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der 
Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausschließen, wenn (...) 2. das Unternehmen 
zahlungsunfähig ist, über das Vermögen des Unternehmens ein Insolvenzverfahren oder ein 
vergleichbares Verfahren beantragt oder eröffnet worden ist, die Eröffnung eines solchen 
Verfahrens mangels Masse abgelehnt worden ist, sich das Unternehmen im Verfahren der 
Liquidation befindet oder seine Tätigkeit eingestellt hat"
Faute professionnelle grave: vgl. § 124 Abs. 1 Nr. 3 GWB: "Öffentliche Auftraggeber können 
unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem 
Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren 
ausschließen, wenn (...) 3. das Unternehmen im Rahmen der beruflichen Tätigkeit 
nachweislich eine schwere Verfehlung begangen hat, durch die die Integrität des 
Unternehmens infrage gestellt wird; § 123 Absatz 3 ist entsprechend anzuwenden"
Accords avec d’autres opérateurs économiques en vue de fausser la concurrence: vgl. § 124 
Abs. 1 Nr. 4 GWB: "Öffentliche Auftraggeber können unter Berücksichtigung des Grundsatzes 
der Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der 
Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausschließen, wenn (...) 4. der öffentliche 
Auftraggeber über hinreichende Anhaltspunkte dafür verfügt, dass das Unternehmen mit 
anderen Unternehmen Vereinbarungen getroffen oder Verhaltensweisen aufeinander 
abgestimmt hat, die eine Verhinderung, Einschränkung oder Verfälschung des Wettbewerbs 
bezwecken oder bewirken"
Conflit d’intérêt créé par sa participation à la procédure de passation de marché: vgl. § 124 
Abs. 1 Nr. 5 GWB: "Öffentliche Auftraggeber können unter Berücksichtigung des Grundsatzes 
der Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der 
Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausschließen, wenn (...) 5. ein Interessenkonflikt bei 
der Durchführung des Vergabeverfahrens besteht, der die Unparteilichkeit und 
Unabhängigkeit einer für den öffentlichen Auftraggeber tätigen Person bei der Durchführung 
des Vergabeverfahrens beeinträchtigen könnte und der durch andere, weniger 
einschneidende Maßnahmen nicht wirksam beseitigt werden kann"
Association directe ou indirecte à la préparation de cette procédure de passation de marché: 
vgl. § 124 Abs. 1 Nr. 6 GWB: "Öffentliche Auftraggeber können unter Berücksichtigung des 
Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des 
Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausschließen, wenn (...) 6. 
eine Wettbewerbsverzerrung daraus resultiert, dass das Unternehmen bereits in die 
Vorbereitung des Vergabeverfahrens einbezogen war, und diese Wettbewerbsverzerrung 
nicht durch andere, weniger einschneidende Maßnahmen beseitigt werden kann"
Résiliation, dommages et intérêts ou autres sanctions comparables: vgl. § 124 Abs. 1 Nr. 7 
GWB: "Öffentliche Auftraggeber können unter Berücksichtigung des Grundsatzes der 
Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der 
Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausschließen, wenn (...) 7. das Unternehmen eine 
wesentliche Anforderung bei der Ausführung eines früheren öffentlichen Auftrags oder 
Konzessionsvertrags erheblich oder fortdauernd mangelhaft erfüllt hat und dies zu einer 
vorzeitigen Beendigung, zu Schadensersatz oder zu einer vergleichbaren Rechtsfolge geführt 
hat"
Fausses déclarations, dissimulation d'informations, incapacité de présenter les documents 
requis ou obtention d'informations confidentielles sur cette procédure: vgl. § 124 Abs. 1 Nr. 8, 
9 GWB: "Öffentliche Auftraggeber können unter Berücksichtigung des Grundsatzes der 
Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der 
Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausschließen, wenn (...) 8. das Unternehmen in Bezug 
auf Ausschlussgründe oder Eignungskriterien eine schwerwiegende Täuschung begangen 
oder Auskünfte zurückgehalten hat oder nicht in der Lage ist, die erforderlichen Nachweise zu 
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übermitteln, 9. das Unternehmen a) versucht hat, die Entscheidungsfindung des öffentlichen 
Auftraggebers in unzulässiger Weise zu beeinflussen, b) versucht hat, vertrauliche 
Informationen zu erhalten, durch die es unzulässige Vorteile beim Vergabeverfahren erlangen 
könnte, oder c) fahrlässig oder vorsätzlich irreführende Informationen übermittelt hat, die die 
Vergabeentscheidung des öffentlichen Auftraggebers erheblich beeinflussen könnten, oder 
versucht hat, solche Informationen zu übermitteln."

5. Lot

5.1.  Lot: LOT-0001
Titre: Planungsleistungen zur Erstellung eines Flächennutzungsplanes (FNP) für die 
Einheitsgemeinde der Hansestadt Havelberg
Description: II. Leistungsumfang Die hier ausgeschriebenen Leistungen umfassen folgende 
Planungsleistungen: 1. Grundleistung Die Grundleistungen umfassen die Bauleitplanung 
Flächennutzungsplan in den Leistungsphasen 1 bis 3 gemäß § 18 HOAI i. V. m. Anlage 2 zu § 
18 Abs. 2 HOAI. Leistungsinhalt sind vollumfänglich alle Grundleistungen der einzelnen 
Leistungsphasen. Die Beauftragung erfolgt stufenweise: Stufe 1 - Leistungsphase 1: 
Vorentwurf für die frühzeitigen Beteiligungen Stufe 2 - Leistungsphase 2: Entwurf zur 
öffentlichen Auslegung Stufe 3 - Leistungsphase 3: Plan zur Beschlussfassung Planmaßstab, 
Darstellungstiefe und Legende sind mit dem Auftraggeber vor Beginn der Leistungserbringung 
abzustimmen. Der Auftragnehmer hat 7 Ausfertigungen des Plans in gedruckter Form sowie 
vollständige Digitaldaten gemäß Abschnitt 3 zu liefern. 2. Besondere Leistungen Ergänzend 
zu den Grundleistungen sind folgende besondere Leistungen gemäß Anlage 9 HOAI zu 
erbringen. Diese sind im Angebot gesondert auszuweisen. Detaillierte Information zum 
Leistungsumfang finden Sie in der Leistungsbeschreibung.
Identifiant interne: 534/26

5.1.1.  Objet
Nature principale du marché: Services
Nomenclature principale (cpv): 71410000 Services d'urbanisme

5.1.2.  Lieu d’exécution
Adresse postale: Markt 1  
Ville: Havelberg
Code postal: 39539
Subdivision pays (NUTS): Stendal (DEE0D)
Pays: Allemagne

5.1.3.  Durée estimée
Autre durée: Inconnu

5.1.6.  Informations générales
Participation réservée: 
La participation n’est pas réservée.
Les noms et les qualifications professionnelles du personnel chargé de l’exécution du marché 
doivent être mentionnés: Exigence dans l’offre
Projet de passation de marché non financé par des fonds de l’UE
Le marché relève de l’accord sur les marchés publics (AMP): non
Le marché en question convient aussi aux petites et moyennes entreprises (PME): oui
Informations complémentaires: #Besonders auch geeignet für:selbst#, #Besonders auch 
geeignet für:other-sme#
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5.1.7.
 
Marché public stratégique
Objectif du marché public stratégique: Pas de passation de marché stratégique

5.1.9.  Critères de sélection
Sources des critères de sélection: Avis, Document de marché
Critère: Inscription à un registre professionnel pertinent
Description du critère de sélection: Befähigung zur Berufsausübung gemäß § 44 Abs. 1 VgV 
Als Berufsqualifikation seitens der Projektleitung wird der Beruf des Stadtplaners gefordert. 
Zugelassen wird, wer berechtigt ist, die entsprechende Berufsbezeichnung zu tragen oder in 
der Bundesrepublik Deutschland entsprechend tätig zu werden. Juristische Personen werden 
als Auftragnehmer zugelassen, wenn sie für die Durchführung der Aufgabe einen 
verantwortlichen Berufsangehörigen im vorbezeichneten Sinn (d. i., wer berechtigt ist, die 
entsprechende Berufsbezeichnung zu tragen oder in der Bundesrepublik Deutschland 
entsprechend tätig zu werden) benennen. Die Berufsqualifikation ist nachzuweisen. Als 
Nachweis werden akzeptiert: - eine Eintragung der betreffenden Person bzw. des benannten 
verantwortlichen Berufsangehörigen in die Architektenliste der jeweils zuständigen 
Architektenkammer; - bei juristischen Personen - zusätzlich zur Berufsregistereintragung für 
den benannten verantwortlichen Berufsangehörigen - einen aktuellen Handelsregisterauszug i. 
S. d. Anhang XI der Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
26.02.2014 über die öffentliche Auftragsvergabe und zur Aufhebung der Richtlinie 2004/18/EG 
(ABl. L 94 vom 28.03.2014, S. 65); auf die Parallelvorschriften für ausländische Bewerber in 
derselben Richtlinie wird ausdrücklich hingewiesen; - der Nachweis im vorstehenden Sinne 
darf zum Zeitpunkt des Ablaufs der Teilnahmeantragsfrist nicht älter als zwölf Monate sein. Bei 
Einsatz eines Unterauftragnehmers oder bei Bildung einer Bewerbergemeinschaft sind die 
vorgenannten Eintragungen bzw. Auszüge für jeden der beteiligten Unternehmensträger bzw. 
jede der beteiligten Personen bzw. jeden benannten verantwortlichen Berufsangehörigen 
nachzuweisen.

Critère: Assurance responsabilité professionnelle pour les risques
Description du critère de sélection: Wirtschaftlich-finanzielle Leistungsfähigkeit 
Versicherungsnachweis gemäß § 45 Abs. 1 Nr. 3 VgV Nachzuweisen ist das Bestehen einer 
Berufshaftpflichtversicherung bei einem in der EU zugelassenen Haftpflichtversicherungs- 
bzw. Kreditinstitut mit einer jährlichen Deckung von: - mindestens 1,5 Mio. EUR für 
Personenschäden und - mindestens 1,5 Mio. EUR für sonstige Schäden (Sach- und 
Vermögensschäden) - je Schadensfall 2-fach maximiert. Bei Bewerbergemeinschaften sind 
diese Erklärungen zur Haftpflichtversicherung für jedes Mitglied der Bewerbergemeinschaft 
beizufügen und der Versicherungsschutz muss für alle Mitglieder in voller Höhe bestehen. Der 
Nachweis bzw. die Erklärungen dürfen nicht älter als 12 Monate zum Schlusstermin der 
Abgabe der Teilnahmeanträge sein. Die Deckung muss über die Vertragslaufzeit 
uneingeschränkt erhalten bleiben. Sollte keine Berufshaftpflichtversicherung bzw. eine 
Berufshaftpflicht mit einer geringen Deckungssumme bestehen, ist eine Erklärung eines (oder 
mehrerer) in der EU zugelassenen Haftpflichtversicherungs- bzw. Kreditinstituts beizufügen, 
dass im Auftragsfall eine Berufshaftpflichtversicherung im Sinne der oben genannten Kriterien 
abgeschlossen bzw. die Versicherungssumme auf die oben festgesetzten Summen erhöht 
wird. Ein entsprechender Nachweis ist in diesem Fall noch vor Zuschlagserteilung vorzulegen. 
Der Nachweis bzw. die Nachweise zum Bestehen einer Berufshaftpflichtversicherung, die den 
oben genannten Kriterien genügt, bzw. eine Erklärung eine solche Haftpflichtversicherung im 
Auftragsfall noch vor Zuschlagserteilung vorzuhalten, ist als Anlage D.
8_Versicherungsnachweis einzureichen.
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Critère: Références sur des services spécifiés
Description du critère de sélection: Technisch-berufliche Leistungsfähigkeit Referenzen - § 46 
Absatz 3 Nr. 1 VgV Mindestanforderungen an die Referenz: Mit dem Teilnahmeantrag sind 
mindestens zwei Referenzen einzureichen. Diese müssen folgende Mindestanforderungen 
erfüllen: a) Leistungsumfang der ersten Referenz Die Referenz muss eine Leistung der 
Bauleitplanung (Flächennutzungsplan) im Sinne des § 18 HOAI in Verbindung mit Anlage 2 
zur HOAI betreffen. Die Leistung muss sich auf eine Neuaufstellung bezogen haben und 
sämtliche wesentlichen Grundleistungen der Leistungsphasen 1-3 umfassen. b) 
Leistungsumfang der zweiten Referenz Die Referenz muss ebenfalls eine Leistung der 
Bauleitplanung (Flächennutzungsplan) im Sinne des § 18 HOAI i. V. m. Anlage 2 zur HOAI 
betreffen. Die Leistung muss sich auf eine Neuaufstellung oder Änderung bezogen haben und 
sämtliche wesentlichen Grundleistungen der Leistungsphasen 1-3 umfassen. c) 
Erbringungszeitraum der Leistung beider Referenzen Die Leistung beider Mindestreferenzen 
muss nach dem 01.01.2010 begonnen worden sein und spätestens bis zum Ablauf der Frist 
zur Abgabe der Teilnahmeanträge vollständig erbracht worden sein. Bewertung der 
Referenzen: Jeder Bewerber kann so viele Referenzen nachweisen, wie er möchte. Der 
Auftraggeber wird jedoch maximal drei Referenzen bewerten. Reicht ein Bewerber mehrere 
Referenzen ein, so hat er anzuzeigen, welche drei Referenzen gewertet werden sollen. Die 
erzielten Punkte aus der Bewertung der eingereichten Referenzen werden addiert. Als 
wertungsfähige Referenzleistungen werden nur anerkannt Leistungen der 
Flächennutzungsplanung (Neuaufstellung oder Änderung) i. S. d. § 18 HOAI i. V. m. Anlage 2 
zur HOAI und/oder Bebauungsplan-Verfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung und/oder 
Aufstellung eines räumlichen Integrierten Stadtentwicklungskonzeptes (ISEK) als Vorstufe zur 
FNP-Neuaufstellung. 1) Die Planungsleistung betraf einen Flächennutzungsplan 
(Neuaufstellung oder Änderung), einen Bebauungsplan oder ein räumliches Integriertes 
Stadtentwicklungskonzept (ISEK) als Vorstufe zur FNP-Neuaufstellung. FNP-Neuaufstellung = 
30 Punkte FNP-Änderung und parallele B-Plan-Aufstellung = 15 Punkte FNP-Änderung = 10 
Punkte B-Plan-Aufstellung = 10 Punkte ISEK-Aufstellung = 10 Punkte nichts dergleichen = 0 
Punkte 2) Anzahl der durchgeführten Veranstaltungen zur formellen oder informellen 
Öffentlichkeitsbeteiligung bei Flächennutzungsplan, Bebauungsplan, ISEK 10 und mehr 
Veranstaltungen = 10 Punkte 8-9 Veranstaltungen = 8 Punkte 6-7 Veranstaltungen = 6 Punkte 
4-5 Veranstaltungen = 4 Punkte 1-3 Veranstaltungen = 2 Punkte 0 Veranstaltungen = 0 
Punkte 3) Die Planung betraf Wohn-/Gewerbeentwicklung Wohn- und Gewerbeentwicklung = 
10 Punkte Wohn- oder Gewerbeentwicklung = 5 Punkte nichts davon = 0 Punkte 4) Es wurden 
die wesentlichen Grundleistungen der Leistungsphasen LPH 1 bis LPH 3 erbracht. Für jede 
Leistungsphase werden 5 Punkte vergeben. Maximal können 15 Punkte erzielt werden.
Les critères seront appliqués pour sélectionner les candidats à inviter pour la seconde étape 
de la procédure
Pondération (points, valeur exacte): 195,00
Informations sur la seconde étape d’une procédure en deux étapes: 
Nombre minimal de candidats à inviter pour la seconde étape de la procédure: 3
Nombre maximal de candidats à inviter pour la seconde étape de la procédure: 5
La procédure se déroulera en plusieurs étapes. À chaque étape, certains candidats peuvent 
être éliminés

5.1.10.  Critères d’attribution
Critère: 
Type: Prix
Nom: Preis
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Description: Näheres entnehmen Sie bitte der Unterlage B.2_Zuschlagskriterien und 
Erläuterungen.
Catégorie du critère d’attribution poids: Pondération (pourcentage, valeur exacte)
Nombre critère d’attribution: 40
Critère: 
Type: Qualité
Nom: Organisation und Erfahrung des Projektteams
Description: Näheres entnehmen Sie bitte der Unterlage B.2_Zuschlagskriterien und 
Erläuterungen.
Catégorie du critère d’attribution poids: Pondération (pourcentage, valeur exacte)
Nombre critère d’attribution: 30
Critère: 
Type: Qualité
Nom: Herangehensweise und Terminplan
Description: Näheres entnehmen Sie bitte der Unterlage B.2_Zuschlagskriterien und 
Erläuterungen.
Catégorie du critère d’attribution poids: Pondération (pourcentage, valeur exacte)
Nombre critère d’attribution: 30

5.1.11.  Documents de marché
Langues dans lesquelles les documents de marché sont officiellement disponibles: allemand
Date limite de demande d’informations complémentaires: 04/09/2026 23:59:59 (UTC+02:00) 
Heure de l'Europe orientale, heure d'été de l'Europe centrale
Adresse des documents de marché: https://www.dtvp.de/Satellite/notice/CXP4Y0MMQJ6
/documents
Canal de communication ad hoc: 
URL: https://www.dtvp.de/Satellite/notice/CXP4Y0MMQJ6

5.1.12.  Conditions du marché public
Conditions de la procédure: 
Date d’envoi estimée des invitations à soumissionner: 24/09/2026
Conditions de soumission: 
Soumission par voie électronique: Requise
Adresse de soumission: https://www.dtvp.de/Satellite/notice/CXP4Y0MMQJ6
Langues dans lesquelles les offres ou demandes de participation/candidatures peuvent être 
présentées: allemand
Catalogue électronique: Non autorisée
Variantes: Non autorisée
Les soumissionnaires peuvent présenter plusieurs offres: Non autorisée
Date limite de réception des demandes de participation/candidatures: 14/09/2026 12:00:00 
(UTC+02:00) Heure de l'Europe orientale, heure d'été de l'Europe centrale
Informations qui peuvent être complétées après la date limite de réception des offres: 
À la discrétion de l’acheteur, tous les documents manquants relatifs au soumissionnaire 
peuvent être transmis ultérieurement.
Informations complémentaires: Der öffentliche Auftraggeber kann den Bewerber oder Bieter 
unter Einhaltung der Grundsätze der Transparenz und der Gleichbehandlung auffordern, 
fehlende, unvollständige oder fehlerhafte unternehmensbezogene Unterlagen, insbesondere 
Eigenerklärungen, Angaben, Bescheinigungen oder sonstige Nachweise, nachzureichen, zu 
vervollständigen oder zu korrigieren, oder fehlende oder unvollständige leistungsbezogene 
Unterlagen nachzureichen oder zu vervollständigen, gem. § 56 Abs. 2 VgV. Die 

https://www.dtvp.de/Satellite/notice/CXP4Y0MMQJ6/documents
https://www.dtvp.de/Satellite/notice/CXP4Y0MMQJ6/documents
https://www.dtvp.de/Satellite/notice/CXP4Y0MMQJ6
https://www.dtvp.de/Satellite/notice/CXP4Y0MMQJ6
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Nachforderung von leistungsbezogenen Unterlagen, die die Wirtschaftlichkeitsbewertung der 
Angebote anhand der Zuschlagskriterien betreffen ist ausgeschlossen, gem. § 56 Abs. 3 VgV. 
Dies gilt nicht für Preisangaben, wenn es sich um unwesentliche Einzelpositionen handelt, 
deren Einzelpreise den Gesamtpreis nicht verändern oder die Wertungsreihenfolge und den 
Wettbewerb nicht beeinträchtigen.
Conditions du marché: 
Le contrat doit être exécuté dans le cadre de programmes d’emplois protégés: Non
Facturation électronique: Autorisée
La commande en ligne sera utilisée: non
Le paiement électronique sera utilisé: non

5.1.15.  Techniques
Accord-cadre: 
Pas d’accord-cadre
Informations sur le système d’acquisition dynamique: 
Pas de système d’acquisition dynamique

5.1.16.  Informations complémentaires, médiation et recours
Organisation chargée des procédures de recours: Landesverwaltungsamt - 1. und 2. 
Vergabekammer
Description des délais d'introduction des procédures de recours: Auf die Rügepflicht des § 160 
Abs. 3 GWB wird hingewiesen. Hiernach ist ein Nachprüfungsantrag bei der zuständigen 
Vergabekammer zulässig, soweit: - der Antragsteller den geltend gemachten Verstoß gegen 
Vergabevorschriften vor Einreichen des Nachprüfungsantrags erkannt und gegenüber dem 
Auftraggeber innerhalb einer Frist von 10 Kalendertagen gerügt hat; der Ablauf der Frist nach 
§ 134 Absatz 2 GWB bleibt unberührt, - Verstöße gegen Vergabevorschriften, die aufgrund 
der Bekanntmachung erkennbar sind, spätestens bis zum Ablauf der in der Bekanntmachung 
benannten Frist zur Bewerbung oder zur Angebotsabgabe gegenüber dem Auftraggeber 
gerügt werden, - Verstöße gegen Vergabevorschriften, die erst in den Vergabeunterlagen 
erkennbar sind, spätestens bis zum Ablauf der Frist zur Bewerbung oder zur Angebotsabgabe 
gegenüber dem Auftraggeber gerügt werden, - nicht mehr als 15 Kalendertage nach Eingang 
der Mitteilung des Auftraggebers, einer Rüge nicht abhelfen zu wollen, vergangen sind.
Organisation qui fournit des informations complémentaires sur la procédure de passation de 
marché: Hansestadt Havelberg
Organisation qui reçoit les demandes de participation/candidatures: Hansestadt Havelberg

8. Organisations

8.1.  ORG-0001
Nom officiel: Hansestadt Havelberg
Numéro d’enregistrement: +49 39387 79091
Adresse postale: Markt 1
Ville: Havelberg
Code postal: 39539
Subdivision pays (NUTS): Stendal (DEE0D)
Pays: Allemagne
Adresse électronique: vergabeverfahren@abante.de
Téléphone: +49 341 238 203 00
Rôles de cette organisation: 
Acheteur

mailto:vergabeverfahren@abante.de
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Organisation qui fournit des informations complémentaires sur la procédure de passation de 
marché
Organisation qui reçoit les demandes de participation/candidatures

8.1.  ORG-0002
Nom officiel: abante Rechtsanwaltsgesellschaft mbH & Co. KG
Numéro d’enregistrement: DE294948107
Adresse postale: Lessingstraße 2
Ville: Leipzig
Code postal: 04109
Subdivision pays (NUTS): Leipzig, Kreisfreie Stadt (DED51)
Pays: Allemagne
Adresse électronique: vergabeverfahren@abante.de
Téléphone: +49 341238203-00
Télécopieur: +49 341238203-29
Adresse internet: https://abante.de/
Rôles de cette organisation: 
Prestataire de services de passation de marché

8.1.  ORG-0003
Nom officiel: Landesverwaltungsamt - 1. und 2. Vergabekammer
Numéro d’enregistrement: t:03455141536
Adresse postale: Ernst-Kamieth-Straße 2
Ville: Halle (Saale)
Code postal: 06112
Subdivision pays (NUTS): Halle (Saale), Kreisfreie Stadt (DEE02)
Pays: Allemagne
Adresse électronique: vergabekammer@lvwa.sachsen-anhalt.de
Téléphone: +49 3455141529
Télécopieur: +49 3455141115
Rôles de cette organisation: 
Organisation chargée des procédures de recours

8.1.  ORG-0004
Nom officiel: Datenservice Öffentlicher Einkauf (in Verantwortung des Beschaffungsamts des 
BMI)
Numéro d’enregistrement: 0204:994-DOEVD-83
Ville: Bonn
Code postal: 53119
Subdivision pays (NUTS): Bonn, Kreisfreie Stadt (DEA22)
Pays: Allemagne
Adresse électronique: noreply.esender_hub@bescha.bund.de
Téléphone: +49228996100
Rôles de cette organisation: 
TED eSender

Informations relatives à l’avis

Identifiant/version de l’avis: aacfff8b-e6da-4b33-91a7-567428ae89cb  -  01
Type de formulaire: Mise en concurrence
Type d’avis: Avis de marché ou de concession – régime ordinaire

mailto:vergabeverfahren@abante.de
https://abante.de/
mailto:vergabekammer@lvwa.sachsen-anhalt.de
mailto:noreply.esender_hub@bescha.bund.de
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Sous-type d’avis: 16
Date d’envoi de l’avis: 14/08/2026 14:50:34 (UTC+02:00) Heure de l'Europe orientale, heure 
d'été de l'Europe centrale
Langues dans lesquelles l’avis en question est officiellement disponible: allemand
Numéro de publication de l’avis: 566251-2026
Numéro de publication au JO S: 157/2026
Date de publication: 17/08/2026
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